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Flüchtlingsrat Info Thüringen

Härtefallkommission in Thüringen

Im Dezember des vergangenen
Jahres wurde der Flüchtlingsrat
Thüringen e.V. durch das Thürin-
ger Innenministerium aufgefor-
dert, sich zum vorliegenden Ent-
wurf einer Verordnung über eine
Härtefallkommission nach § 23a
Aufenthaltsgesetz zu äußern. Dem
vorausgegangen war ein Schreiben
des Flüchtlingsrates selbst an die
Landesregierung, Flüchtlings- und
MigrantInneninitiativen in die Erar-
beitung der Verordnung und in die
Arbeit der Härtefallkommission
einzubeziehen. Grundsätzlich ist
zu begrüßen, dass Thüringen von
der gesetzlichen Möglichkeit im
Zuwanderungsgesetz Gebrauch
macht, um eine solche Kommissi-
on zur Lösung humanitärer Proble-
me, die durch das Aufenthaltsge-
setz auch künftig nicht gelöst wer-
den und offenkundig auch nicht
gesetzlich gelöst werden sollten.

Deshalb auch stellt der der Flücht-
lingsrat in den Mittelpunkt seiner
Kritik an der Verordnung das Feh-
len einer generellen Lösung für
langjährig Geduldete. Eine Härte-
fallkommission kann im Zuständig-
keitsbereich der Länder kann eine
dringend notwendige Regelung
für die langjährig Geduldete kei-
nesfalls ersetzen. Unseres Erach-
tens hat es der Gesetzgeber unter-
lassen, eine notwendige Altfallre-
gelung zu verabschieden, die für
Flüchtlinge mit einem langjährigen
Aufenthalt ohne besondere Hür-
den zugänglich ist. Ziel des Zuwan-
derungsgesetzes war es u.a. auch,
die langjährigen Kettenduldungen
abzuschaffen. Dieses Ziel wird
durch das Gesetz nicht erreicht
werden können. Abhilfe im Inter-
esse der Betroffenen kann hier nur
eine gesetzliche Regelung schaf-
fen, die es Flüchtlingen ermöglicht,
bei einer bereits langjährigen Dul-
dung einen gesicherten Aufent-
haltsstatus zu eröffnen.

Trotzdem eröffnet die Härtefall-
kommission die Möglichkeit für

langjährig in der Bundesrepublik ohgne gesi-
cherten Aufenthaltsstatus lebende Men-
schen, außerhalb des eigentlichen asylrechtli-
chen Verfahrens einen gesicherten
Aufenthalt zu erhalten. Ein Grund also, die
vorgelegte Verordnung genauer zu bewer-
ten.

Die wesentlichsten Kritikpunkte am Entwurf
sind die fehlende Vertretung von Flüchtlings-
initiativen bzw. Menschenrechtsorganisatio-
nen in der Kommission. Das vorgeschlagen
Antragsverfahren (siehe Merkblatt in diesem
Info) macht es Flüchtlingen nahezu unmög-
lich, selbst ihr Anliegen zum Thema in der
Härtefallkommission zu machen. Kritisiert
wird vom Flüchtlingsrat auch, dass bspw. Un-
tergetauchte, z.B. sich im Kirchenasyl befind-
liche Flüchtlinge, von der Befassung in der
Kommission ausgeschlossen sein sollen.

Der Flüchtlingsrat forderte in seiner Stellung-
nahme eindringlich, eine Regelung aufzu-
nehmen, die während der Zeit der Befassung
in der Härtefallkommission aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen ausschließt. Nur so kann
ausgeschlossen werden, dass die Arbeit der
Härtefallkommission unterlaufen wird. Dies
würde dem Anliegen, der Bewertung drin-
gender oder persönlicher Gründe für einen
Aufenthalt außerhalb der asylrechtlichen Be-
urteilung entsprechen.

Die Verordnung sowie die Stellungnahme
des Flüchtlingsrates Thüringen e.V. kann in
der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrates ange-
fordert werden.

Steffen Dittes

Praxis der Urlaubsschein-
vergabe im Landkreis Go-
tha rechtswidrig

Wer am Morgen des 13. Dezembers
2004 vor das Erfurter Landgericht kam,
konnte den Eindruck gewinnen, dass
dort ein schwerwiegendes Verbrechen
verhandelt werden sollte. Rund 20 Poli-
zistInnen schirmten den Eingang zum
Gerichtsgebäude ab. Das Vergehen, das
dem Angeklagten Ahmed Sameer vor-
geworfen wurde, war das illegale Ver-
lassen des Landkreises Gotha. Ahmed
Sameer ist Asylbewerber und unterliegt
damit der sogenannten Residenzpflicht,
die das Aufenthaltsrecht von Asylsu-
chenden auf den entsprechenden Land-
kreis beschränkt. Diese Praxis ist in Eu-
ropa einmalig und wurde 1982 im bun-
desdeutschen Asylverfahrensgesetz ver-
ankert. Dreimal hatte Sameer den
Landkreis Gotha verlassen ohne einen
Urlaubsschein zu beantragen. Der pa-
lästinensische Menschenrechtsaktivist
fuhr zu politischen Treffen, denn Same-
er engagiert sich in der Kampagne zur
Abschaffung der Residenzpflicht. Be-
reits im Juni 2004 war Sameer deswe-
gen vom Amtsgericht Gotha in einem
ersten Prozess zu einer Geldstrafe von
50 Tagessätzen à 3 Euro verurteilt wor-
den.

Ging es der Verteidigung im ersten Pro-
zess darum, deutlich zu machen, wa-
rum Ahmed Sameer die Residenzpflicht
für undemokratisch und menschenun-
würdig hält, stand in zweiter Instanz die
“gängige Praxis” bei der Urlaubsschein-
vergabe im Landkreis Gotha im Zen-
trum des Interesses. Da beim ersten
Verhandlungstag nur die Vertretung
der zuständigen Mitarbeiterin der Aus-
länderbehörde Gotha anwesend war,
entschied die Prozessvorsitzende in Ab-
sprache mit dem Staatsanwalt und dem

Fortsetzung auf Seite 8
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Kontakt regional

Mitte:
Ausländerbeauftragte ev. Kirchen-
kreis Erfurt

� 0361-7508422, -23

Ausländerbeirat Erfurt, Dienstag
(n.V.) und Donnerstag 16 - 18 Uhr

� 0361-6551040

Beratungsstelle für Migranten des Di-
akoniewerkes Gotha, Jüdenstraße 27

� 03621-305825

Süd:
Adelino Massuvira, Suhl

� 03681-309038

Freundeskreis Asyl Meiningen

� Telefon: 03693-820570

Jena:
Sana Al-Mudhaffar/Rea Mauersber-
ger, Ausländerbeirat Jena

� 03641-493330 do 14-18, 448936

The Voice Forum

� 03641-665214 / 449304

Gera:
Steffi Oeser

� 0365-8004886

West:
l’amitié, Gotha

� 03621-29340

Roland Wanitschka, Eisenach

� 03691-212548

Nord:
Heidi Radtke-Seidu, Nordhausen

� 03631-980901

Beratung für jüdische Emi-
grant/innen:
Jüdische Landesgemeinde, Erfurt

� 0361-5624964

Impressum

Flüchtlingsrat Thüringen e.V.
Warsbergstraße 1
99092 Erfurt

Tel 0361-21727-20
Fax 0361-21727-27
E-Mail: info@fluechtlingsrat-thr.de
www.fluechtlingsrat-thr.de

Das Info kann kostenlos bestellt
werden. Der Flüchtlingsrat ist je-
doch auf Spenden angewiesen, um
unabhängig von staatlichen Gel-
dern und Interessen für das Recht
auf Asyl und den Schutz von
Flüchtlingen eintreten zu können.

Spendenkonto

SEB Leipzig
BLZ 860 101 11
Konto-Nr. 1963704200

Termine 2005

Offener Flüchtlingsrat

19. März, Gotha

2. Juli, Arnstadt

29. Oktober, Weimar

Mitgliederversammlung

17. Juni, 15 Uhr, Erfurt

Seminare

3. - 5. Juli, Hütten.

9. - Dezember, Hütten

www.proasyl.de

“Qualifizierung Ehrenamtlicher in
der Flüchtlingsarbeit mit Schwer-
punkt Gesundheit” (2004/2005)

Zum Ausgangspunkt des Anfang De-
zember 2004 gestarteten Projektes
hat sich das DGB-Bildungswerk Thü-
ringen e.V. und der Flüchtlingsrat
Thüringen e.V. die gesundheitliche
Versorgung von Asylsuchenden in
Thüringen gemacht. Die einge-
schränkten Versorgungsmöglichkei-
ten sowie irreführende Interpretatio-
nen des Asylbewerberleistungsgeset-
zes veranlassten die Kooperations-
partner ein Projekt in diesem Bereich
anzubieten. Für Ehrenamtliche und
Multiplikatoren gibt es besonders
nach den Veränderungen durch das
Zuwanderungsgesetz sowie die Ge-
sundheitsreform Bedarf zur Fortbil-
dung. Letztlich sollen Ehrenamtliche
und Multiplikatoren durch die Pro-
jektinhalte in die Lage versetzt wer-
den, selbständig die gesundheitliche
Versorgung einschätzen und Asylsu-
chende in ihren Anliegen unterstüt-
zen zu können.

Mit dem diesjährigen, durch den Eu-
ropäischen Flüchtlingsfonds geförder-
ten Projekt “Qualifizierung Ehrenamt-
licher in der Flüchtlingsarbeit mit
Schwerpunkt Gesundheit”
(2004/2005) plant der Flüchtlingsrat
Thüringen e.V. eine bedarfsgerechte
Qualifikation und Fortbildung von Eh-
renamtlichen und Multiplikatoren in
der Flüchtlingsarbeit. Anhand einer
Fortbildungsreihe, mehrerer Informa-
tionsveranstaltungen, eines Wochen-
endseminars sowie regionalen Veran-
staltungen und Vortragstätigkeit auf
Anfrage.

Das DGB-Bildungswerk Thüringen
e.V. und der Flüchtlingsrat Thüringen
e.V. haben sich vorgenommen, inner-
halb des Projektes die gesundheitli-
che Versorgungssituation von Asylsu-
chenden zu dokumentieren.

Zudem werden innerhalb des Projek-
tes schriftliche Informationen weiter-
geleitet werden. Auch die Beratung
von Ehrenamtlichen und Multiplikato-
ren wird in persönlichen Gesprächen,
bei telefonischen Anfragen und mit
schriftlichen Informationen fortge-
führt werden. Auch bietet das
EFF-geförderte Projekt die Möglich-
keit einer Supervision für Ehrenamtli-
che und Multiplikatorinnen.

Wer Interesse am Thema hat oder
Anregungen zum Projekt geben
möchte, kann sich gerne im Erfurter
Büro des Flüchtlingsrates Thüringen
e.V. melden. Auch Personen, die sich
an der Dokumentation beteiligen
möchten, sind herzlich willkommen.
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Härtefallkommission in Thüringen - Merkblatt

Das neue Zuwanderungsgesetz, dass
seit 1. Januar 2005 in Kraft ist, er-
mächtigt die einzelnen Bundesländer,
eine Härtefallkommission einzurichten
(§ 23a Aufenthaltsgesetz). Es soll da-
mit eine Aufenthaltsgewährung in hu-
manitären und persönlichen Härte-
fällen ermöglicht werden.

Auch in Thüringen wird eine solche
Härtefallkommission eingerichtet. Sie
setzt sich zusammen aus:

� dem Staatssekretär des Thüringer In-
nenministeriums (Vorsitzender, nicht
stimmberechtigt), Stefan Baldus
(Thüringer Innenministerium, Stei-
gerstr. 24, 99096 Erfurt)

� der Vorsitzenden des Thüringer Peti-
tionsausschusses, Christine Zitz-
mann (Wahlkreisbüro, Christine
Zitzmann, Bahnhofstr. 12, 96515
Sonneberg, oder: Thüringer Land-
tag, CDU-Fraktion, Christine Zitz-
mann, Jürgen-Fuchs-Str. 1, 99096
Erfurt),

� dem Thüringer Ausländerbeauftrag-
ten, Eckehard Peters (Ausländerbe-
auftragter beim Thüringer
Ministerium für Soziales, Familie und
Gesundheit, Wer-
ner-Seelenbinderstr. 6, 99096 Er-
furt),

� einem Vertreter der LIGA der freien
Wohlfahrtspflege (Rechtsanwältin
Mirjam Kruppa, Hauptstraße 13,
99334 Rudisleben – Stellvertreter:
Pfarrer Spengler)

� einem Vertreter der rö-
misch-katholischen Kirche (noch
nicht bekannt),

� einem Vertreter der evange-
lisch-lutherischen Kirche, Probst
Joachim Jäger (Rankestraße 42,
99096 Erfurt)

� einem Vertreter der Landesärzte-
kammer, Helmut Krause, (Lerchen-
siedlung 4, 98693 Ilmenau)

� einem Vertreter des Gemeinde- und
Städtebundes Thüringen (Evelyn
Fichtelmann, Ausländerbeauftragte
der Stadt Gera, Kornmarkt 12,
07545 Gera)

� einem Vertreter des Thüringischen
Landkreistages (noch nicht be-
kannt).

(Alle Namen für die Härtefallkomission
sind bisher nicht offiziell bestätigt! Die
öffentliche Benennung der Mitglieder
erfolgt durch Berufung in die Härte-
fallkommission!)

Die Härtefallkommission berät und
entscheidet nur auf Antrag eines ihrer

Mitglieder, d.h. der Härtefall einer Per-
son muss an mindestens eines der ge-
nannten Mitglieder herangetragen
werden. Dazu sind die Adresse der
Person, eine Vollmacht, dass der Fall in
der Härtefallkommission beraten wer-
den darf, Beschreibungen sowie alle
Unterlagen, die den Härtefall kenn-
zeichnen, einzureichen. Die Kommissi-
on ist berechtigt, die jeweilige Akte
der Ausländerbehörde zur Entschei-
dung herbeizuziehen.

Die Härtefallkommission entscheidet
dann mit 2/3-Mehrheit über den An-
trag, d.h. mindestens 6 der 8 stimm-
berechtigten Mitglieder müssen einen
Härtefall erkennen. Fällt diese Ent-
scheidung zu Gunsten der Person aus,
richtet die Härtefallkommission ein Er-
suchen an das Innenministerium, ei-
nen sicheren Aufenthalt zu gewähren
(Aufenthaltserlaubnis nach § 23a Auf-
enthaltsgesetz). Das Innenministerium
entscheidet darauf hin in eigener Ver-
antwortung, ob sie dem Ersuchen ent-
spricht.

Das Innenministerium kann seine Ent-
scheidung davon abhängig machen,
ob der Lebensunterhalt der Person aus
eigenen Kräften gesichert ist bzw. eine
Verpflichtungserklärung eines Dritten
vorliegt. Die Landesregierung geht al-
lerdings davon aus, dass der Lebens-
unterhalt bei den Personen nicht in al-
len Fällen ohne öffentliche Leistungen
gesichert werden kann. Sie hat deswe-
gen auch bei Härtefällen den Bezug
von Sozialleistungen eingeplant.

Zulässig sind Anträge auf einen Härte-
fall bei Personen, wenn folgende Vor-
aussetzungen erfüllt sind:

�Die Person muss sich in Deutschland
aufhalten und in Thüringen gemel-
det sein (bzw. Thüringen muss zu-
ständig sein).

� Sie muss vollziehbar ausreisepflichtig
sein (d.h. in der Regel im Besitz ei-
ner Duldung).

� Sie darf nicht ausschließlich Grün-
de vortragen, die im Rahmen des
Asylverfahrens geprüft und gewür-
digt werden

� Sie darf nicht wegen einer beste-
henden Ausreisepflicht zur Fahn-
dung oder Festnahme bei der Polizei
zwecks Aufenthaltsermittlung aus-
geschrieben sein (d.h. wenn die Per-
son “untergetaucht” ist).

� Sie darf nicht nach §§ 53, 54 und
55 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz ausge-
wiesen worden sein (d.h. Auswei-
sung z.B. wegen erheblicher

Straftaten, aus Gründen der inneren Si-
cherheit).

�Wenn der Fall der Person bereits bei der
Härtefallkommission behandelt wurde,
ist ein erneuter Antrag nur zulässig,
wenn neue bzw. veränderte Gründe
vorliegen.

Für das Verfahren bei der Härtefallkom-
mission ist es besonders wichtig, alle drin-
gend humanitären und persönlichen
Gründe anzugeben, die einen weiteren
Aufenthalt im Bundesgebiet erforderlich
machen. Da nicht ausschließlich Gründe
genannt werden müssen, die im Asylver-
fahren geprüft werden (also Gründe, die
das Herkunftsland betreffen), sind vor al-
lem auch Gründe relevant, die sich auf
Deutschland beziehen. Das können z.B.
ein sehr langer Aufenthalt hier sein, eine
gute Integration, der gesundheitlicher
Zustand, etc..Es ist sinnvoll, darauf hinzu-
weisen, aus welchen Gründen eine Er-
werbstätigkeit nicht möglich ist oder war
(z.B. keine Arbeitserlaubnis, gesundheitli-
cher Zustand, Kinderbetreuung, etc.), da
die Entscheidung über die Gewährung ei-
ner Aufenthaltserlaubnis davon abhängig
gemacht werden kann, ob der Lebensun-
terhalt ohne öffentliche Mittel gesichert
ist. Eventuell vorliegende Absichtserklä-
rungen zur Einstellung durch künftiger Ar-
beitgeber kann sinnvoll sein.

Zur Zeit ist die Härtefallkommission noch
nicht tätig, es können aber bereits “Härte-
fälle” eingereicht werden. In der Verord-
nung zur Thüringer Härtefallkommission
ist nicht geregelt, ob es ein Abschiebever-
bot für die Personen gibt, die zwar ihren
Fall an die Härtekommission herangetra-
gen haben, über den aber noch nicht ent-
schieden wurde. Den bisherigen (kurzen)
Erfahrungen zufolge gewährt das Thürin-
ger Innenministerium dann eine Duldung,
wenn es davon ausgeht, dass dieser Fall in
der Härtefallkommission verhandelt wer-
den soll. Bei dem Einreichen eines Härte-
falls sollte deswegen besonders darauf ge-
achtet werden, dass – im Fall einer bevor-
stehenden Abschiebung- das Innenminis-
terium Kenntnis erhält und einen
Abschiebestop bewirkt.

Die Geschäftstelle der Härtefallkommissi-
on befindet sich beim Thüringer Innenmi-
nisterium (Thüringer Innenministerium,
Geschäftsstelle Härtefallkommission, Post-
fach 90 01 31, 99104 Erfurt/ oder: Stei-
gerstraße 24, 99096 Erfurt). Die Härtefall-
kommission besteht nach dem Aufent-
haltsgesetz nur bis 31.12.2009.

Ellen Könneker
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Ein Leben zwischen Hoffnung und Bangen

Eine kurdische Familie aus der Tür-
kei: Semsiye und Veysel Sönmez,
Cem, 14 Jahre und Roschan, 7 Jahre

In einem kleinen Dorf im Osten der Tür-
kei, im ehemaligen Kurdistan, wächst er,
Veysel Sönmez, auf. Seine Familie bestrei-
tet ihren Lebensunterhalt mit der Land-
wirtschaft. Es ist ein einfaches, aber gutes
Leben. Das würde er sicher noch heute
führen, würden dort die Kurden nicht als
Menschen zweiter Klasse betrachtet.
Schikanen und Repressalien durch die Si-
cherheitskräfte und der türkischen Bevöl-
kerung, Entführungen, Folter, Vergewalti-
gungen und Mord sind an der Tagesord-
nung. Nicht schlimm genug, dass die
Auswirkungen des Bürgerkrieges noch
immer zu spüren sind. Ganze kurdische
Dörfer wurden dem Erdboden gleich ge-
macht. Jeder hat Familienmitglieder und
Freunde verloren. Der Krieg ist offiziell
vorbei, aber die Angst geht jeden Abend
mit zu Bett und steht morgens mit ihnen
auf. Immer ist sie da.

In der Hoffnung, dass es in einer der tür-
kischen Großstadt für Kurden besser ist,
verläßt Veysel 1980 sein Dorf und ver-
sucht, in Istanbul für sich und seine Fami-
lie ein neues Leben aufzubauen. Doch als
Kurde hat man keine Chance auf eine
Schule, eine Ausbildung, eine Arbeit. Eine
Wohnung zu finden ist ebenfalls mit gro-
ßen Schwierigkeiten verbunden. Man lebt
unter ständiger Kontrolle. Es ist verboten,
die kurdische Sprache zu sprechen. Es ist
verboten, als Kurde zu leben. Ein Leben
ohne eigene Identität. Man geht aus dem
Haus, um nach einer Arbeit zu suchen
oder um Besorgungen zumachen. Man
verabschiedet sich ohne zu wissen, ob
man sich wieder sieht. Viele sind einfach
so verschwunden. Wohnungen werden
durchsucht, das bisschen Hab und Gut
verwüstet und zerstört. Es gehört ebenso
zum Alltag wie verhaftet, verhört, be-
droht und misshandelt zu werden. Un-
missverständlich wird deutlich gemacht,
dass sie nicht erwünscht sind, sollen dass
Land verlassen, sonst können sie mit dem
Schlimmsten rechnen.

Seine kleine Familie – sein Sohn Cem war
gerade mal 4 Jahre alt – muss Veysel
1994 nach massivem Druck der türki-
schen Polizei verlassen. Er flüchtet nach
Deutschland, weil man da in Freiheit le-
ben kann. Hat er gehört. Dort gibt es
Menschenrechte. Hat er gehört. Ein Land,
um seinen Kinder zu zeigen, was Frieden
ist. Er stellt Antrag auf Asyl. Als seine Frau
und sein Sohn 1996 nachkommen, auch
für sie. Die schwierigen Bedingungen, un-
ter denen sie in einer Vielzahl von Flücht-
lingsheimen in Deutschland leben, ent-
mutigen sie nicht. Das Leben im Heim ist

nicht einfach, aber alles wird gut. Sie sind
ja jetzt frei. Keine Verfolgung. Niemand,
der ihnen nach dem Leben trachtet. Nie-
mand der ihnen sagt, wer sie sein sollen.
Hoffnung. Die Geburt ihres Sohnes Ro-
schan 1997 gibt diesem Wort eine ganz
besondere Bedeutung. Eine Wohnung für
die kleine Familie findet sich indes auch.
Veysel darf in einem Döner-Laden im
Thüringer Wald arbeiten. Nicht der nächs-
te Weg, aber es ist Arbeit. Selbst verdien-
tes Geld. Er kann seine kleine Familie
selbst ernähren. Auch wenn er bei seinem
langen Arbeitstag und –weg seine Familie
wenig sieht. Sie sind stolz darauf, nicht
vom Sozialamt leben zu müssen. Das klei-
ne Glück von scheint vollkommen, als
auch Semsiye arbeiten darf.

Nur einen Schönheitsfleck hat die Ge-
schichte: sie haben noch immer eine Auf-
enthaltsgestattung. Das heißt: Nach nun-
mehr acht Jahren wissen sie noch immer
nicht, ob sie dieses Leben weiter führen
dürfen oder ob sie wieder zurück in die
Türkei müssen. Eine Planung ihrer Zu-
kunft ist unmöglich. Das Gericht hat noch
immer keine Entscheidung getroffen. Es
ist, als würde man einem Verdurstenden
einen Löffel Wasser geben, aber das Glas
in sichtbarer, aber unerreichbarer Entfer-
nung aufstellen. Es gibt nicht nur körper-
liche Folter.

Mit der Ablehnung des Asylgesuches
2002 kam die Duldung. Trotz Wider-
spruch und Folgeantrag folgt nun ein Le-
ben auf gepackten Koffern. Die Arbeitser-
laubnis wird entzogen. Sie dürfen nicht
mehr für ihren eigenen Lebensunterhalt
aufkommen, sind zu Untätigkeit und
Warten verdammt. Natürlich dürfen sie
einen Antrag auf Arbeitserlaubnis stellen,
wenn sie einen Arbeitgeber gefunden ha-
ben, der sie trotz Duldung einstellt. Nicht
so einfach: Auch ein Chef braucht Sicher-
heit und einen Arbeiter, mit dem er auch
morgen noch rechnen kann. Da aber
meist nach der mehrwöchigen Antrags-
prüfung der Behörden die Geduld des
Chefs erschöpft ist, hat Veysel zwar eine
gültige Arbeitsgenehmigung, aber keinen
Job.

Die beiden Jungen verstehen nicht so
recht, wenn ihre Eltern über die Abschie-
bung in die Türkei reden. Was sollen sie
dort? Sie kennen weder die Sprache noch
die Gesellschaft. Aber sie sprechen die
deutsche Sprache und kennen und achten
die deutsche Gesellschaftsordnung, genau-
so wie sie es mit ihren deutschen Freunde
und Schulkameraden in der Schule gelernt
haben. Sich vorzustellen, in einem fremden
Land leben zu müssen, ohne Schule (das
mag ja mal ganz nett sein), ohne das
Recht, zu sagen was man denkt oder gar
Angst um sein Leben und das seiner Fami-
lie haben zu müssen, ist für Cem und Ro-
schan ebenso schwer wie für jeden ihrer
Freunde. Auch sie sind mit Demokratie und
gesundem Rechtsempfinden aufgewach-
sen und dem Glaube daran, dass das Wort
Menschenrechte nicht nur ein Wort ist. Sie
wollen kein Mitleid von ihren Kumpels,
deshalb reden sie in der Schule nicht über
ihre Situation. Verborgen bleibt es aber
dennoch nicht. Sie haben beide gute No-
ten, aber der Streß hinterlässt auch bei ih-
nen Spuren. Die psychischen Belastungen
machen die Familie krank.

2004 wird auch der Folgeantrag abge-
lehnt. Alle rechtlichen Möglichkeiten sind
nun ausgeschöpft. Es gibt keine Hoffnung
mehr. Der Tag steht auch schon fest: der
9. Dezember 2004. Alles vorbei…?

Viele Flüchtlinge machen ähnliches durch.
Seit Herbst 2004 kommen mehr als 20 Fa-
milien verschiedener Herkunftsländer im
Initiativkreis der langjährig in Thüringen le-
benden Flüchtlingsfamilien zusammen. Die
Hoffnung, dass sich die Situation der lang-
jährig Geduldeten mit dem neuen Zuwan-
derungsgesetz zum Positiven wendet, wur-
de zunichte gemacht. Ihre letzte Hoffnung
sehen sie in der Härtefallkommission. Im
Gespräch über die gemeinsamen Probleme
überlegen sie, wie sie mit der Unterstüt-
zung von Vertretern aus Politik, Kirche,
Flüchtlingsorganisationen sowie Wohl-
fahrtsverbänden auf ihre Situation auf-
merksam machen können. Es tut gut, zu
wissen, man ist nicht allein. In einem ge-
meinsamen Brief an den Ministerpräsiden-
ten, den Innenminister und die Fraktions-
vorsitzenden schildern die Familien ihre je-
weilige Situation. Unterschriftenlisten wer-
den zusammengestellt. Pressemappen sind
an die Zeitungen gegangen, Pressekonfe-
renz und eine Demonstration sind geplant.
Durch die bisherigen Aktionen wurde zu-
mindest erreicht, dass für einige Familien
die Abschiebung bis zur Aktivierung der
Härtefallkommission ausgesetzt wurde.

Wer nicht kämpft, kann verlieren. Wer es
nicht wenigstens versucht, hat schon verlo-
ren.

Evelyn Kranz
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Initiative der Langjährig Geduldeten in Thüringen!

Am 23. Oktober 2004 trafen sich erst-
mals Familien, die in Thüringen seit
vielen Jahren geduldet sind. Nicht we-
nige von ihnen waren im Oktober
2004 akut von Abschiebung bedroht.
Die zuständigen Ausländerbehörden
forderten diese Familien auf, sich Pass-
ersatzpapiere für die Abschiebung zu
beschaffen. Im Vorfeld wurden häufig
die Arbeitserlaubnisse entzogen, wo-
durch in einigen Fällen jahrelange Ar-
beitsverhältnisse beendet werden
mussten. Die meisten Familien stan-
den durch die ständige Abschiebebe-
drohung unter großem Stress.

Die Situation der Kinder ist in vielen
Fällen eine Sondersituation. Nicht we-
nige sind in Deutschland geboren. Sie
haben in den meisten Fällen den Kin-
dergarten besucht und befanden sich
zum damaligen Zeitpunkt bereits auf
fortführenden Schulen, nicht wenige
auf Gymnasien. Die ständige Unklar-
heit über die Zukunftsperspektive hat
in einigen Fällen die bereits vorhande-
nen Traumata verstärkt.

Besonders erwähnen möchte ich hier
den Fall der Familie Mazreku aus Go-
tha. Herr Mazreku arbeitet seit Jahren.
Frau Mazreku und der größere Sohn
wurden im Krieg im Kosovo extrem
traumatisiert. Obwohl im Kosovo nicht
annähernd genügend Behandlungs-
möglichkeiten für schwer traumatisier-
ten Menschen vorhanden sind, wie
auch ein aktuelles Gutachten von UN-
MIK bestätigt, wird die Familie bei je-
der Vorsprache bei der Ausländerbe-
hörde aufgefordert, auszureisen. Das
belastet sowohl die Familie als auch
deren Unterstützer sehr.

Der Grund für das erste Treffen war
für die Familien in erster Linie die ge-
meinsame Ausgangssituation. Zudem
gab es zu diesem Zeitpunkt bereits
Verlautbarungen, dass der Freistaat
Thüringen eine Härtefallkommission
nach dem Zuwanderungsgesetz ein-
richten würde. Die Härtefallkommissi-
on kann sich für eine Aufenthaltser-
laubnis für die betroffenen Familien
einsetzen.

Viele Familien trugen gemeinsam mit
ihren Rechtsanwälten Dokumente für

einen Antrag an die Härtefallkommis-
sion zusammen. In vielen Fällen votier-
ten auch die Schulen der Kinder für ei-
nen weiteren Aufenthalt. Aber auch
gesundheitliche Probleme spielten in
vielen Fällen eine Rolle. Für manche
Familien wurden auch Anträge an das
Thüringer Innenministerium gestellt,
um den Verbleib bis zur Entscheidung
der Härtefallkommission zu sichern.

Sandra Jesse

21. März - Kund-
gebung in Erfurt!

Initiativkreis langjährig geduldete
Flüchtlinge in Thüringen, c/o Kur-
disch-Deutscher Freundschaftsver-
ein, Rosengasse 5b, 99084 Erfurt

Zum internationalen Tag gegen
Rassismus, am 21. März 2005
ab 15.00 Uhr auf dem Erfurter
Anger, plant der Initiativkreis
langjährig geduldete Flüchtlin-
ge in Thüringen eine Aktion
und Kundgebung zu der Forde-
rung nach einem Bleiberecht.

Alle betroffenen Personen und
Familien, UnterstützerInnen
und Interessierten sind aufge-
rufen, sich an der Vorbereitung
und der Aktion zu beteiligen!
Das nächste Vorbereitungstref-
fen ist bei dem Kurdisch- Deut-
schen Freundschaftsverein in
Erfurt am 6. März um 14.00
Uhr.

Hier geblieben!
Recht auf Bleiberecht!

Recht auf Bildung

Hamide und Zozan sind Schwestern und
gehen zur Schule. Sie haben noch zwei
kleinere Schwestern und einen Bruder. Ha-
mide ist noch in Kurdistan geboren. Sie
war noch sehr klein, als ihre Eltern mit ihr
nach Deutschland kamen. Das ist jetzt 8
Jahre her. Auf die Frage, wo ihre Heimat
ist antwortete sie: Da, wo meine Eltern le-
ben. Außer ein paar Bildern hat sie keine
Erinnerung an Kurdistan, an “ihr Zu Hau-
se”, wie es die Mitarbeiterin des Sozialam-
tes immer formuliert, wenn sie ihnen die
Begründung für Ablehnungen von Anträ-
gen mündlich mitteilt. Die Familie hat seit
ca. 6 Jahren eine Duldung und es ist nicht
abzusehen, wann sich das ändert. Zozan
hat keine Papiere, sie ist auf einer Zwi-
schenstation der Flucht geboren.

Obwohl es der Familie sehr schwer fällt,
schickt sie ihre Kinder in die Schule. Finan-
zielle Beihilfen bekommen sie nicht. Sie
könnten ja Deutschland verlassen und in
ihre “Heimat” zurückkehren.

Der Antrag auf eine Beihilfe zur Einschu-
lung von Zozan ist abgelehnt worden. Zum
Glück kann sie den Schulhort besuchen.
Die Schulen, in die die Kinder gehen, ver-
suchen, so weit wie möglich zu helfen. Das
Essen muss vom Taschengeld bezahlt wer-
den. Der Antrag, dass das Sozialamt diese
Kosten übernimmt und dafür die Chipkarte
kürzt, ist auch nach über zwei Monaten
noch nicht beantwortet worden.

Welche Zukunft haben die Kinder? Das ist
völlig unklar. Hamides Mutter sagte mir,
sie möchte, dass ihre Kinder gut lesen und
schreiben lernen. Sie selbst kann es nur un-
zureichend und weiß, wie schwer es dann
manchmal ist. Deshalb ist es für sie so
wichtig, dass ihre Kinder es lernen. Es ist
unverständlich, wie Menschen, die eine
gute Ausbildung genossen haben, es Kin-
dern verwehren oder zumindest weitge-
hend erschweren, das Recht auf Bildung in
Anspruch zu nehmen.

Für Laien ist es vielleicht unverständlich,
warum wir eine Schulpflicht für Flücht-
lingskinder fordern. Die Begründung der
Landesregierung, dass es doch genügt,
wenn die Kinder die Schule besuchen dür-
fen, wenn es die Eltern wünschen und die
Voraussetzungen gegeben sind, mag auf
den ersten Blick reichen. Fehlende Schul-
pflicht lässt aber der Willkür Tor und Türen
offen und es gibt viele Möglichkeiten, den
Schulbesuch zusätzlich zu erschweren oder
sogar vollständig unmöglich zu machen.

Zozan und Hamide sind nur ein Beispiel
von vielen, denen es genau so oder zumin-
dest ähnlich geht.

Heidi Radtke-Seidu
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Haushaltsstrukturgesetz mit Auswirkungen für Flüchtlinge

Schon im Oktober 2004 legte die Thürin-
ger Landesregierung dem Landtag ein
Entwurf für ein Haushaltsstrukturgesetz
vor. Ziel dieses Gesetzes ist es vorder-
gründig, gleichzeitig mit Verabschiedung
des Haushaltes Regelungen in den ver-
schiedensten Gesetzen zu verabschieden,
die zu deutlichen Haushaltseinsparungen
führen sollen.

Unter anderem sollen in diesem Artikel-
gesetz auch das Thüringer Schulgesetz
und die Verordnung über die Kosten-
übernahme nach dem Flüchtlingsaufnah-
megesetz geändert werden. Mit der Än-
derung des Schulgesetzes beabsichtigt
die Thüringer Landesregierung, die im
Jahr 20002 noch durch den Landtag ab-
gelehnte Schulpflicht für asylsuchende
Kinder einzuführen. Nach den bisherigen
Stellungnahmen aus den Fraktionen des
Landtages wird der Vorschlag Umset-
zung finden.

Einführung der Schulpflicht

Die gesetzliche Klarstellung, dass künftig
die Schulpflicht auch für Asylsuchende
gilt, ersetzt und korrigiert einen Erlass
des Thüringer Kultusministeriums vom 5.
Dezember 1995, in dem der gewöhnli-
che Aufenthalt und damit die Schul-
pflicht für Asylsuchende verneint wurde.
Diese Entwicklung begrüßt der Flücht-
lingsrat Thüringen e.V. ausdrücklich. Da-
mit findet Art. 28 der
UN-Kinderrechtskonvention in Thüringen
endlich Anwendung. Für die Einführung
der Schulpflicht für Asylsuchende sam-
melte der Flüchtlingsrat Thüringen e.V.
sowie weitere Initiativen zahlreiche Un-
terschriften, die in der vergangenen Le-
gislaturperiode der Enquetekommission
“Bildung und Erziehung in Thüringen”
überreicht wurden.

So wurde in den vergangenen Jahren
mehrfach darauf hingewiesen, dass
durch die bisher geltende Regelung asyl-
suchenden Kindern unabhängig vom
Ausgang des Asylverfahrens die gleich-
berechtigte Teilhabe an Bildung vorent-
halten wird. Mit einem pflichtmäßigen
Besuch der Schule sind eine Reihe von
Rechten für Kinder verbunden. In diesem
Zusammenhang hat der Flüchtlingsrat in
einer Stellungnahme an die SPD-Fraktion
im Thüringer Landtag darauf verwiesen,
dass die mit der Umsetzung der Schul-
pflicht begleitenden und notwendigen
Maßnahmen auch realisiert werden müs-
sen. Dies trifft insbesondere auf Integra-
tions- und Förderangebote zu. Das heißt,
dass die Integration von asylsuchenden
Kindern in den Schulalltag nicht additiv
erfolgen kann. Um dies auszuschließen
sind Angebote interkulturellen Lernens

sowie muttersprachlicher Unterricht zu
entwickeln. Als hinderlich wird die Ab-
kehr von der bisher geltenden Lernmit-
telfreiheit und der lediglich fakultativ vor-
gesehenen Ermäßigung für Lernmittel
betrachtet. Asylsuchende verfügen nur
unzureichend über die in nicht unerhebli-
chen Maße dann notwendigen finanziel-
len Mittel für Lernmittel. Es ist zu be-
fürchten, dass insbesondere asylsuchen-
de Kinder insofern wiederum einer Bil-
dungsbeschränkung unterliegen, weil
notwendige Lernmittel nicht verfügbar
sein werden.

Auch der leistungsentsprechende Besuch
weiterführender Schulen sowie von Spe-
zialschulen darf in der Praxis nicht an der
Unterbringung in Gemeinschaftsunter-
künften und der daraus ggf. resultieren-
den Kostenbelastung, z.B. für Fahrtkos-
ten, Versorgung und Unterbringung,
scheitern. In diesem Zusammenhang
lehnt der Flüchtlingsrat auch den vorge-
sehenen Wegfall der Landeszuschüsse
für die Schülerspeisung ab. Es ist zu be-
fürchten, dass in der Folge sozial schwa-
che Kindern, wie asylsuchende Kinder,
eine warme Mittagsversorgung nicht
mehr in Anspruch nehmen können. Ein
weiteres Problem steht aber auch im Zu-
sammenhang mit der Einführung der
Schulpflicht: In Thüringen umfasst die
Schulpflicht auch eine dreijährige Berufs-
schulpflicht. Diese wiederum kollidiert
dann mit der nachzuweisenden Arbeits-
marktneutralität für Deutsche und
EU-Ausländer, insofern eine betriebliche
Ausbildung angestrebt wird. Somit bleibt
der Zugang zu betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen asylsuchenden Jugendli-
chen auch in Zukunft verwehrt. Die Bei-
behaltung der Vorrangregelung ist auch
vor diesem Hintergrund nicht mehr zu
rechtfertigen.

Verordnung über die Kostenerstat-
tung nach dem Flüchtlingsaufnahme-
gesetz

Bisher erhielten die Landkreise und kreis-
freien Städte eine pauschale Kostener-
stattung für die auf Veranlassung des
Landes vorzuhaltenden Unterbringungs-
plätze. Bereits in der Vergangenheit hat
diese Regelung dazu geführt, dass die
Landkreise und kreisfreien Städte bei der
Ausschreibung und Vergabe der Betrei-
bung von Gemeinschaftsunterkünften
auf das billigste Angebot zurückgegriffen
haben. Die Folge sind zum Teil unzumut-
bare und menschenunwürdige Unter-
bringungsbedingungen in den Gemein-
schaftsunterkünften.

Mit der nun geplanten Änderung, wo-
nach die tatsächlich aufgenommenen

Flüchtlinge zur Berechnung herangezo-
gen werden, wird sich dieser Umstand
noch verschärfen. Durch die nur kaum
planbare Entwicklung der Zuschüsse und
der zum Teil langjährig abgeschlossenen
Betreiberverträge werden die Kommu-
nen darauf drängen, nur noch die abso-
lut billigste Unterbringung anzustreben.
Eine weitere Verschlechterung der Unter-
bringungssituation ist zu befürchten.

Einen Ausweg sieht der Flüchtlingsrat
nur darin, dass den Landkreisen und
kreisfreien Städten die tatsächlich ent-
standenen Unterbringungskosten durch
das Land erstattet werden. Dadurch wür-
de bei der Bewertung von Betreiberange-
boten die Kostenfrage in den Hinter-
grund treten und die Bewertung einer
menschenwürdigen Unterbringung zum
Entscheidungskriterium werden.

Eine ähnliche Bewertung trifft auf die
vorzuhaltenden Betreungs- und Bera-
tungsangebote für Flüchtlinge zu. Auch
hier wird durch die Änderung die Folge
sein, dass eine kontinuierliche und quali-
tativ hochwertige Beratung und Betreu-
ung durch ein entsprechendes ausgebil-
detes Fachpersonal in Zukunft stärker
noch als in der Vergangenheit verun-
möglicht wird, weil die dafür notwendi-
gen Personalkosten nicht in ausreichen-
dem Maße zur Verfügung stehen wer-
den.

Der Flüchtlingsrat machte nochmals
deutlich, dass es nach dem Ausländer-
recht keine gesetzliche Pflicht des Aus-
länders gibt, in einer bestimmten Unter-
kunft zu wohnen. In jedem Fall sind die
privaten Belange des Asylsuchenden ge-
genüber einem öffentlichen Interesse ab-
zuwägen. Ein Automatismus der Höher-
wertigkeit des öffentlichen Interesses auf
eine Unterbringung in einer Gemein-
schaftsunterkunft (Erreichbarkeit des
Asylsuchenden, Vorhaltekosten für GU)
besteht nicht (vgl. VG Meiningen, 1999).

Steffen Dittes
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Eisenach: mit Hartnäckigkeit zum Kindergartenplatz

Seit Dezember 2003 sind meine Familie
und ich wegen des laufenden Asylverfah-
rens, entsprechend der Residenzpflicht,
verpflichtet in Eisenach zu leben. Am An-
fang war ich sehr überrascht, dass es hier
in Eisenach/Thüringen keine Schulpflicht
für Asylbewerberkinder gibt. Mindestens
haben sie zur Zeit ein Recht auf Schulbe-
such. Auf Nachfrage stand auch keinem
Asylbewerberkind im Kindergartenalter
ein Kindergartenplatz zur Verfügung.
Das war uns unvorstellbar.

Meine Tochter war fast 6 Jahre alt und
sollte bald zur Schule gehen. Glücklicher-
weise hatten wir einen vernünftigen Kin-
derbetreuer in unserer Gemeinschaftsun-
terkunft. Trotz der kurzen Zeit (5 Mona-
te) konnte meine Tochter den Schulreife-
test bestehen. Zwar hatte sie noch kleine
Schwierigkeiten beim Sprechen und Ver-
stehen der deutschen Sprache, aber in
allen anderen Bereichen hat sie sich sehr
gut entwickelt. Deshalb kann sie mit ei-
ner großen Freunde in die Schule gehen.

Gleichzeitig machte uns unser kleiner
Sohn (3,5 Jahre) Sorge, weil der zuverläs-
sige Kinderbetreuer ab Juni 2004 seine
ehrenamtliche Tätigkeit abbrechen
musste. Nun, mit dem Sprachproblem
unserer Tochter vor Augen wünschten
wir uns für unseren Sohn einen Platz in
einer normalen Kindertagesstätte. Wir
wünschen uns einfach eine gute Bildung
und Erziehung für unsere Kinder, genau
so gut wie andere Eltern.

Von anderen Eltern im Asylheim und
dem ehemaligen Heimleiter haben wir
erfahren, dass es in Eisenach kaum die
Möglichkeit gibt, Kindergartenplätze für
Asylbewerberkinder zu bekommen.
Trotzdem ging ich zu einer Beratungs-
stelle, um das Problem zu überwinden.
Als Ergebnis der Beratung sollte ich di-
rekt mit dem lokalen Jugendamt Verbin-
dung aufnehmen.

Im Jugendamt erhielt ich eine Liste der
Kindertagesstätten in Eisenach und ent-
sprechende Hinweise, sowie auf meine
Nachfrage “Ob unser Sohn wegen unse-
res Aufenthaltsstatus den Kindergarten
auch besuchen dürfe?” die klare Ant-
wort: “Wenn Sie in Eisenach wohnen,
Ja.”

Danach haben wir in den Kindergärten
der Umgebung unseres Asylheims um ei-
nen freien Platz nachgefragt. Aber die
Leiterinnen der von besuchten Kinder-
gärten stellten immer die selbe Frage:
“Haben Sie eine Genehmigung vom Ju-
gendamt?”

Natürlich waren mir diese Gegenfragen
immer unangenehm. Ich mußte wieder-
holt mit Hinweis auf die Liste erklären,

dass mich eine Beamte vom Jugendamt
zu den Kindergärten geschickt hatte, um
direkt nachzufragen, ob ein Platz frei
wäre. Aber angesichts der störenden Fra-
gen ging ich zum Jugendamt zurück, um
die schriftliche Zuweisung/Genehmigung
für einen Kindergartenplatz abzuholen,
denn in einigen waren Plätze frei.

Im Amt angekommen verstand ich die
Welt nicht mehr. Niemand wollte hören,
was wir erreicht hatten. Statt des erwar-
teten amtlichen Papiers entschuldigte
sich die Beamte wortreich für die angeb-
lich falsche Auskunft. Außerdem, argu-
mentierte sie, dürfe unser Sohn über-
haupt nicht in einen Kindergarten gehen,
weil im Asylheim Kinderbetreuung zur
Verfügung stehe.

Solche Behandlung konnte ich nicht ak-
zeptieren.

1. Im Asylheim stand überhaupt
keine qualifizierte Kinderbetreuung zur
Verfügung.

2. Außerdem waren und sind wir
bereit, alle notwendigen Kosten selbst zu
übernehmen.

Natürlich fragte ich nach den Gründen
für die plötzliche Ablehnung und ob es
einen rechtlichen Hintergrund gäbe. Da-
rauf bekam ich keine Antwort.

Diese Frau bat um einen Moment Zeit,
griff zum Telefon und telefonierte, zuerst
mit dem Sozialamt, dann mit der Auslän-
derbehörde. Das Sozialamt gab die selbe
Antwort, die Ausländerbehörde konnte
nicht entscheiden, weil der Leiter zur Zeit
nicht da war.

Am selben Tag informierte ich die Bera-
tungsstelle und einen Vertreter des
Flüchtlingsrates in Eisenach über dieses
ärgerliche Erlebnis. Wie immer, ohne Pa-
piere geht es einfach nicht. Nach Rat-
schlag der Beratungsstelle sollte ich ei-
nen Antrag beim Jugendamt schriftlich
stellen.

Weiterhin habe ich vom Vertreter des
Flüchtlingsrates erfahren, dass solche Ge-
schichten nicht stattfinden dürfen und er
besorge weitere wichtige Informationen.
Danach bemühte ich mich um die ent-
sprechenden gesetzlichen Regelungen.
Mit meinem dafür ausreichenden
Deutschkenntnissen versuchte ich das
Gesetz zu verstehen. Nach einem weite-
ren Gespräch mit einem politisch enga-
gierten Mann, der immer bereit ist, uns
zu helfen, hatte ich eine gute Basis für
die weitere Arbeit.

Also am 23.07.2004 schrieb ich einen
formlosen Antrag und füllte drei Anmel-
deformulare von den bisher besuchten

Kindergärten aus. Am nächsten Tag
übergab ich den Kindergärten die ausge-
füllten Formulare, nachfolgend dem Ju-
gendamt den formlosen Antrag plus die
Kopien der Anmeldeformulare.

Da ich nach vier Wochen Wartezeit keine
Antwort vom Jugendamt bzw. von den
Kindergärten erhielt, erinnerte ich das Ju-
gendamt schriftlich an meinen Antrag.

Nach dieser schriftlichen Erinnerung be-
schlossen wir, mein Sohn, der ehemalige
Kinderbetreuer und ich, dieses mal den
Träger eines benannten Kindergartens zu
besuchen, um nach dem freien Kinder-
gartenplatz unter seiner Trägerschaft di-
rekt zu fragen.

Unglaublich, auch dort bekamen wir
ähnliche Antworten: ”Wir können Ihren
Sohn nicht nehmen, weil ihm die Kinder-
betreuung im Asylheim zur Verfügung
steht.” Aber dieses mal gab der ehemali-
ge Kinderbetreuer der Leiterin des Trä-
gervereins eine unmißverständliche Er-
läuterung über die Kinderbetreuungslage
im Asylheim. Nach zwei weiteren Telefo-
naten mit dem Jugendamt blieb die Lei-
terin bei ihrer Entscheidung, dass sie
meinen Sohn ohne behördlichen Be-
schluß nicht nehmen könne, aber das Ju-
gendamt hat telefonisch eine schriftliche
Beantwortung des Antrags für die nächs-
te Woche zugesagt. Deshalb einigten wir
uns darauf, dass wir auf diese amtliche
Antwort warten wollen.

Endlich, am 31.08.2004, bekamen wir
den entscheidenden Brief von SVW Eise-
nach. Und das war die Wende!

Nach § 6 SGB VIII besteht ein Anspruch
auf einen Kindergartenplatz für unseren
Sohn.

“Wenden Sie sich mit diesem Schreiben
an die von Ihnen gewünschte Kinderta-
gesstätte.”

So hat unser Sohn mit diesem Schreiben
problemlos einen Kindergartenplatz in
der Nähe des Asylheims bekommen.

Mit großer Freude geht er seit
16.09.2004 in diesen Kindergarten.

Ende gut, Kinder gut, alles gut!

Ariffadhillah
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Verteidiger den Prozess in einem zweiten
Verhandlungstag fortzusetzen.

Das Interesse an der Fortsetzung des Pro-
zesses war groß, Aktive von The Voice
und anderen Organisationen waren aus
Berlin und Frankfurt angereist. Leider
fanden nicht alle Interessierten im Ge-
richtssaal Platz. Nachdem alle Prozessbe-
obachterinnen und –beobachter einzeln
von der Polizei durchsucht worden wa-
ren, konnte die Verhandlung beginnen.

Als Zeugin war die entsprechende Sach-
bearbeiterin der Ausländerbehörde Go-
tha geladen. Die Richterin befragte sie
nach der Praxis der Urlaubsscheinvergabe
durch die Gothaer Ausländerbehörde.
Die Zeugin gab an, dass es eine interne
Handakte des Innenministeriums gebe,
die eine Grundlage für die Entscheidung
der Behörde darstelle. Es habe sich eine
Praxis etabliert, nach der jeder Asylbe-
werber / jede Asylbewerberin in der Re-
gel 3 Tage Urlaub im Monat bewilligt be-
komme. Manchmal gebe es bei dringen-
den familiären Gründen Abweichungen
davon. Nun wurde die Zeugin von der
Richterin zur Praxis der Urlaubsscheinver-
gabe bei politischen Gründen befragt.
Die Befragte wirkte unsicher und verwies
auf Vorgesetzte und Anweisungen. Die
in der internen Handakte benannte Er-
messensspielraum werde als Empfehlung
zur Ablehnung von Urlaubsscheinanfra-
gen zum politischen Engagement inter-
pretiert. Die Richterin betonte, dass ent-
gegen der offensichtlichen Gothaer Pra-
xis das Ermessen der Sachbearbeiterin /
des Sachbearbeiters auch eine positive
Entscheidung ermögliche. Bei der Frage
nach der Übermittlung einer negativen
Entscheidung stellte sich heraus, dass die
Ausländerbehörde Gotha dies den An-
tragsstellerInnen nur mündlich mitteilt.
Die Richterin belehrte die Zeugin, dass es
sich bei einer solchen Entscheidung um
einen Verwaltungsakt handele, der
schriftlich begründet werden müsse, da-
mit jede/r die Möglichkeit habe, gegen
die Entscheidung Widerspruch einzule-
gen. Zum Ende der richterlichen Befra-
gung zitierte die Richterin die bestehen-
den Regelungen zur Einschränkung der
Meinungsfreiheit für Asylsuchende. Politi-
sche Betätigung könne nur versagt wer-
den, wenn der Verdacht bestehe, dass
Nachfluchtgründe, etwa durch die ge-
walttätige Besetzung der Botschaft des
Herkunftslandes, geschaffen würden.

Im Anschluss befragte der Anwalt des
Beklagten, Ulrich von Klinggräf, die Zeu-
gin. Er wollte zunächst wissen, ob es
überhaupt schon einmal eine positive
Entscheidung über einen Urlaubsantrag
aus politischen Gründen gegeben habe.
Auf mehrmaliges Nachfragen gab die
Zeugin zu Protokoll, dass sie sich nur an

eine positive Entscheidung erinnere. In
diesem Fall hätte das Thüringer Innenmi-
nisterium eine Erlaubnis zur Urlaubs-
scheinbewilligung gegeben. Deutlich
wurde, dass die Entscheidungen mit hö-
herer Ebene abgesprochen wurden.

Im Folgenden ging es um die Inhalte des
politischen Engagements des Angeklag-
ten und ob es sich dabei um Nachflucht-
gründe handele. Die Zeugin gab zu, nicht
zu wissen, wofür sich Ahmed Sameer po-
litisch engagiert. Auf Nachfrage konnte
sie auch nicht einschätzen, ob eine Betä-
tigung gegen die deutsche Residenz-
pflicht Nachfluchtgründe schaffen kann.
Der Anwalt fasste die Vergabepraxis von
Urlaubsscheinen bei der Ausländerbehör-
de Gotha so zusammen, dass im familiä-
ren und privaten Bereich liberal entschie-
den werde, im politischen Bereich jedoch
restriktiv. Die Zeugin stimmte schließlich
der Einschätzung des Verteidigers zu,
dass politisches Engagement von Asylbe-
werberInnen generell nicht gern gesehen
werde.

Nach einer Pause verkündete die Richte-
rin das Urteil. Die anwesenden Unterstüt-
zerinnen und Unterstützer konnten sich
mit dem Angeklagten und seinem
Rechtsanwalt freuen: Das Verfahren wur-
de wegen Geringfügigkeit nach § 153
eingestellt. In ihrer Begründung betonte
die zuständige Richterin, dass die Resi-
denzpflicht von Seiten des Gerichts nicht
abgeschafft werden könne. Sie drückte
ihr Verständnis dafür aus, dass dem An-
geklagten der Umgang mit der zuständi-
gen Ausländerbehörde in Zukunft nicht
leicht fallen dürfte. Dennoch forderte sie
ihn ausdrücklich auf, beharrlich den lega-
len Weg der Urlaubscheinbeantragung
zu gehen. Im Falle einer Ablehnung, die
in Zukunft schriftlich vorliegen müsse,
solle er Widerspruch einlegen und eine
Eilentscheidung des Verwaltungsgerichts
erzwingen. Dieser Weg sei auch im Inter-
esse aller AsylbewerberInnen der einzig
richtige, denn nur wenn massenhaft Wi-
derspruch eingelegt werde, bestünde die
Hoffnung, auf ein Nachdenken über die
Residenzpflicht auf politischer Ebene.

Der Ausgang des Prozesses kann als Er-
folg für die Kampagne gegen die Resi-
denzpflicht gesehen werden, bietet aber
auch allen in Thüringen Betroffenen kon-
krete Ansatzpunkte, um gegen intrans-
parente Entscheidungen der Ausländer-
behörden aktiv zu werden. Alle, die Be-
troffene beraten oder unterstützen, soll-
ten die Praxis der Urlaubscheinvergabe
auch in anderen Teilen Thüringens in Zu-
kunft genauer unter die Lupe nehmen
und können sich dabei auch auf dieses
Urteil beziehen. Ob es jedoch tatsächlich
zu einem Umdenken auf politischer Ebe-
ne kommen wird, bleibt mehr als frag-
lich.

Frank Lipschik

Fortsetzung von Seite 8 Freispruch für Cornelius
Yufanyi

Bericht zum Verfahren wegen Wi-
derstand gegen Vollstreckungsbe-
amte am Amtsgericht Jena

Am 30. November und 20. Dezember
2004 fand im Amtsgericht Jena die
Verhandlung gegen Cornelius Yufanyi
statt. Vorgeworfen wurde ihm Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeamte am
26. Januar 2003 in Jena.

Es war kurz nach Mitternacht. Corneli-
us und seine Bekannte Peggy befanden
sich damals gerade auf dem Weg ins
AfroCenter, als sie von einer Polizei-
streife in Zivil aufgefordert wurden,
ihre Ausweise zu zeigen. Da die Licht-
verhältnisse unzureichend waren,
konnte Cornelius die Ausweise der Poli-
zisten nicht erkennen und wollte sie
noch einmal sehen, was ihm verwehrt
wurde. Das Verhalten der Zivilstreife
war dabei aggressiv und ungeduldig.
Cornelius war sich nicht sicher, ob es
sich wirklich um Polizisten handelte, die
Assoziation auf zwei Überfälle von
Neonazis waren ihm noch lebendig in
Erinnerung. Nachdem ihm verboten
wurde, sich telefonisch auf der Wache
zu erkundigen, ob Polizei in Zivil unter-
wegs wäre, weigerte er sich schließlich,
seinen Ausweis zu zeigen. Das wieder-
um führte zu Gewaltanwendung sei-
tens der drei Polizisten. Ihm wurde mit
Pfefferspray gedroht, er wurde auf die
Motorhaube gedrückt, geschlagen, be-
schimpft und auf den nassen Boden
gelegt. Peggy war inzwischen zum
AfroCenter gelaufen, um Hilfe zu ho-
len.

Am ersten Tag der Verhandlung wurde
Cornelius zuerst die Möglichkeit gege-
ben, den Ablauf aus seiner Sicht zu
schildern. Er wies bei dieser Gelegen-
heit darauf hin, dass er die Polizei we-
gen Körperverletzung angeklagt hatte,
die Anklage jedoch fallen gelassen
wurde.

Als Zeugen wurden an diesem Tag die
zwei männlichen Polizisten und Peggy
Menzen vernommen. Es gab so gravie-
rende Widersprüchlichkeiten zwischen
den Aussagen, dass der Richter Corne-
lius vorschlug, die Anklage gegen eine
Geldbuße von 300 Euro fallen zu las-
sen. Cornelius erklärte sich damit nicht
einverstanden. Jedoch bemühte sich
der Richter sichtlich um Einigung in die-
sem Fall und ließ Cornelius oft zu Wort
kommen, rügte mitunter das Verhalten
der Polizisten und hinterfragte die
Gründe ihres Vorgehens sehr genau.

Fortsetzung auf Seite9



9

Info Flüchtlingsrat Thüringen 1/2005

Preis für die größtmög-
liche Gemeinheit

Der letzte “Tag des Flüchtlings” ist
schon wieder eine Weile verstrichen.
Damit auch die Verleihung des Preises
für die größtmögliche Gemeinheit durch
den Flüchtlingsrat Thüringen e.V. an das
Amtsgericht Altenburg. Dieses hatte ei-
nen Asylbewerber wegen mehrfacher
Verletzung der Residenzpflicht zu 6 Mo-
naten Haft ohne Bewährung verurteilt.
Noch immer wartet ein Vogelkäfig als
symbolischer Preis auf seine Übergabe
an das Amtsgericht. Der kleine Käfig
sollte als Symbol für die Beschränkung
der Freiheit – hier durch die Residenz-
pflicht für Asylsuchende – gelten. Doch
irgendwie wollte das Amtsgericht den
kleinen Vogelkäfig nicht an sich neh-
men.

Stattdessen erhielt der Flüchtlingsrat
Thüringen e.V. einen Antwortbrief von
der Direktorin des Amtsgerichtes Alten-
burg:

“Ich habe volles Verständnis dafür, dass
Sie – politisch – für eine Änderung von
Rechtsvorschriften argumentativ strei-
ten, die Sie möglicherweise – unabhän-
gig davon, ob man Ihre Anschauungen
teilen mag oder nicht – bereits dem
Grunde nach als eine unverhältnismäßi-
ge Begrenzung der Handlungsfreiheit
der betroffenen Personen ansehen.

Wenn Sie demgegenüber freilich eine
auf der Grundlage geltenden Rechtes
ergangene Gerichtsentscheidung als ei-
nen Akt der Diskriminierung von Flücht-
lingen werten, halte ich dies nicht nur
für befremdlich sondern auch unzutref-
fend.

Deshalb lehne ich die Entgegennahme
des “Preises für die größtmögliche Ge-
meinheit” des Jahres 2004 ab.”

Auch in diesem Jahr will der Flüchtlings-
rat Thüringen e.V. den Preis für die
größtmögliche Gemeinheit verleihen.
Der Preis wird im Jahr 2005 zum sechs-
ten Mal vergeben. Er “ehrt” Einrichtun-
gen, Behörden, Gerichte oder andere
Stellen für “die größtmögliche Gemein-
heit”. Dazu gehören rassistische Vorge-
hensweisen genauso wie Diskriminie-
rungen oder besonders restriktive Ausle-
gung von Gesetzen.

Bisher ging der Preis:

� im Jahr 2000 an die Ausländerbehör-
de des Eichsfeldkreises wegen einer
unerlaubten Datenübertragung zur
negativen Beeinflussung des Asylver-
fahrens beim Bundesamt für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge in

Jena (Die Datenschutzbeauftragte des
Freistaates Thüringen hat wenige
Tage nach der Preisverleihung in ei-
nem Schreiben die fehlende Rechts-
grundlage für die Übermittlung
privater Daten bestätigt.),

� im Jahr 2001 an das Sozialamt Greiz
für die Verweigerung von Unterarm-
prothesen für Arsen Gasparjan, einen
tschetschenischen jungen Flüchtling.
Trotz verschiedener Rechtsmittel woll-
te die Ausländerbehörde in Zusam-
menarbeit mit dem Amtsarzt des
Landkreises Greiz die Unterarmpro-
thesen nicht genehmigen, obwohl
Fachärzte zuvor vor den Folgen einer
fehlenden Prothesenversorgung ge-
warnt hatten.,

� im Jahr 2002 wurde der Preis gedrit-
telt. Zu je einem Drittel erhielt die
Ausländerbehörde des Wartburgkrei-
ses Bad Salzungen, die Staatsanwalt-
schaft Mühlhausen und das
Amtsgericht Eisenach wegen Veran-
lassung bzw. Verhängung einer Geld-
strafe in Höhe von 2.400 Euro gegen
einen sierra-leonischen Flüchtling we-
gen des mehrfachen unerlaubten Ver-
lassens des Landkreises,

� im Jahr 2003 an die CDU-Fraktion des
Thüringer Landtages für die mehrheit-
liche Ablehnung des Gesetzesentwur-
fes zur Einführung einer Schulpflicht
für Kinder und Jugendliche von Asyl-
suchenden in Thüringen, insbesonde-
re auch für die wissentliche und
gezielte Benachteiligung von Kindern,
die ohnehin bereits benachteiligt sind,

� im Jahr 2004 an das Amtsgericht Al-
tenburg für die Verurteilung eines
Asylsuchenden wegen der mehrfa-
chen Verletzung der Residenzpflicht
zu 6 Monaten Haft ohne Bewährung.
Die Regierungsparteien im Bundestag
erhielten ebenfalls einen Preis für die
Beibehaltung der “Residenzpflicht”
im Zuwanderungsgesetz, wodurch die
persönliche Freiheit Asylsuchender
eingeschränkt und Urteile gegen Asyl-
suchende möglich werden.

In den vergangenen Jahren haben ver-
schiedene Personen, Initiativen etc. Vor-
schläge eingereicht, wer den Preis erhal-
ten soll. Wir würden uns freuen, auch
für den “Preis für die größtmögliche Ge-
meinheit 2005" aus allen Ecken des
Freistaates Vorschläge zu erhalten. Eine
Jury wird unter den eingereichten Vor-
schlägen den diesjährigen Preisträger
auswählen. Die Vorschläge müssen bis
Ende August schriftlich beim Flüchtlings-
rat eingereicht werden und es es nötig,
dass Betroffene (wenn es konkret be-
troffene Personen gibt) der Veröffentli-
chung zustimmen. Für Rückfragen ste-
hen wir gerne zur Verfügung.

Sandra Jesse

Schließlich musste die Verhandlung
auf den 20. Dezember 2004 vertagt
werden, um weitere Zeugen befragen
zu können.

Am zweiten Verhandlungstag waren
die beteiligte Polizistin und ein unab-
hängiger Zeuge geladen. Als die Poli-
zistin sich weigerte auf Cornelius Fra-
gen zu antworten, wurde auch sie
vom Richter ermahnt. Herr Roland,
der Anwohner, der zufällig Zeuge des
Vorgangs geworden war, beschrieb
das Verhalten der Polizei als unver-
hältnismäßig und wurde seinerseits
vom Staatsanwalt gerügt.

Die ganze Zeit über wurden Beweise
für Cornelius Widerstand gesucht. Der
Polizist, der getreten wurde, behaup-
tete, an die Brust getreten worden zu
sein, Im Einsatzbericht war jedoch von
einem Tritt an den Oberschenkel die
Rede.

Die zwei anderen Polizisten hatten ei-
genen Angaben zufolge nur den Ab-
druck, nicht aber den Tritt gesehen.
Peggy war während des Geschehens
zu früh weggelaufen, um den Tritt
bestätigen zu können. Herr Roland
war zu spät hinzugekommen und be-
harrte darauf, dass Cornelius nicht ge-
treten hatte.

Auch konnte man nicht beweisen,
dass Cornelius in das Auto gespuckt
hatte. Er selbst behauptete immer
wieder, dass es sich dabei um Blut
von einer Verletzung seiner Oberlippe
durch die Schläge der Polizisten ge-
handelt habe.

Der Staatsanwalt plädierte schließlich
auf die Verhängung einer Geldstrafe
von 20 Tagessätzen à 8 Euro. Da Cor-
nelius jedoch kein Widerstand gegen
Vollstreckungsbeamte nachgewiesen
werden konnte, musste der Richter
ihn freisprechen, jedoch nicht ohne
vorher noch einmal darauf hinzuwei-
sen, dass die Polizei nach Dienstvor-
schrift richtig gehandelt habe.

Cornelius hat mit seinem Freispruch
einen Sieg errungen, der nicht häufig
vorkommt. Viel zu oft wird der Polizei
ein Machtspielraum überlassen, der
Willkür zulässt. Machtmissbrauch vor
allem gegenüber ausländischen Mit-
bürgerInnen ist nicht selten. Oft findet
dieser vor Gericht sogar Verteidigung.
In diesem Sinne hat Cornelius einen
Doppelsieg errungen.

Simone Baars

Fortsetzung von Seite 1
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Equal Projekt I geht dem Abschluss entgegen

Obwohl unsere Gedanken schon mit
den Vorbereitungen für EQUAL II (siehe
Artikel) sehr ausgefüllt sind, tauchen
doch immer mal Fragen auf, die sich auf
unsere Anfänge im Januar 2002 und die
noch verbleibenden Monate beziehen.
Zwar können wir scheinbar kontinuier-
lich bis 2007 (in einem gewachsenen
und veränderten Projekt) weiterarbeiten.
Doch wie sähen wir dieses erste berufli-
che Bildungsprojekt für Asylsuchende
angesichts seines nahenden Abschlus-
ses? Wenn ein bisschen Zeit zum Nach-
denken bleibt, zeigen sich Resümee -
Tendenzen, die unser Projektkollektiv
natürlich noch zu überprüfen und zu
hinterfragen hat.

Die TeilnehmerInnen: sind im Großen
und Ganzen mit den Bildungsangeboten
des Projektes zufrieden. Besonders der
nunmehr letzte Kurs, welcher sich grad
in der externen Praktikums- und Weiter-
bildungsphase befindet profitiert von
den gewachsenen Erfahrungen in der
Aquise interessanter und passender An-
gebote. Hoch im Kurs stehen Lehrgänge
in denen Führerscheine (PKW, LKW) ge-
macht werden können (vorrausgesetzt
bei der Ausländerbehörde hinterlegte
Personaldokumente lassen das zu). Au-
ßerdem sind Lehrgänge beliebt, die
kaufmännische, buchhalterische oder
Designkenntnisse computergestützt ver-
mitteln. Oft werden Weiterbildung und
ein Praktikum miteinander verkoppelt.

Schwierigkeiten gibt es, wenn die
Deutschkenntnisse nicht ausreichend
scheinen, Lehrpersonal nicht genügend
Rücksicht auf die QuereinsteigerInnen
nimmt, z.T. auch Vorbehalte gegen Aus-
länderInnen hat, bzw. wenn Mitschüle-
rInnen, Lehrlinge oder PraktikantInnen
ausländerfeindlich agieren. Bei einigen
Bildungsträgern ist das Niveau der Wei-
terbildung praktisch nicht mehr gut, was
bei den jetzigen Einsparungen nicht ver-
wundert. Außerdem schränkt sich die
Auswahl an Bildungsträgern seit den
letzten Monaten drastisch ein. Z.T. müs-
sen unsere TeilnehmerInnen bis nach
Jena pendeln, weil es vor Ort keine An-
gebote mehr gibt. Die Zusammenarbeit
mit den Bildungs- und Praktikumsanbie-
tern läuft aber insgesamt sehr flexibel
und konstruktiv.

Eine Teilnehmerin arbeitet als Ärztin im
Praktikum. Sie engagiert sich sehr und
versuchte parallel, ihren Abschluss aner-
kennen zu lassen. Leider wurde er nicht
anerkannt (das Problem der meisten aus-
ländischen AkademikerInnen) und die
zusätzliche Unsicherheit, wie die Ände-
rungen des ZuwG sich auf sie und ihre
Familie auswirken werden, bewirken
eine tiefe Niedergeschlagenheit bei ihr.

Wenn man sich den Ärztemangel in
Thüringen vor Augen hält (6500 unbe-
setzte Stellen), wird wieder richtig be-
wusst, welche Ressourcen, die Flüchtlin-
ge in ihr Gastland einbringen wollen,
verworfen werden. Das betrifft alle mög-
lichen Qualifikationsstufen und Arbeits-
erfahrungen von Flüchtlingen.

Flüchtlinge, deren Status sich im Laufe
des Weiterbildungsjahres ändert haben
es in der Regel sehr schwer, eine auf-
bauende Umschulung zu ergattern
(klappte erst einmal ). Oft finden sie in
der Region nur minderbezahlte oder
Übergangsarbeiten (was der Beobach-
tung interessierter Arbeitgeber –s.o.- tat-
sächlich nicht widerspricht). Jene Teil-
nehmerInnen deren Status in Deutsch-
land weiter ungewiss bleibt oder deren
Asylgesuch abgelehnt wurde, sitzen
nach erfolgreichem Projektjahr wieder
zu Hause. Viele knüpfen neben oder
durch EQUAL Kontakte zu interessierten
Arbeitgebern, welche aber davor zurück-
scheuen, die bürokratische Vorrangprü-
fung zu durchlaufen. Die restriktiven Zu-
mutbarkeitsregeln bei Hartz IV und eine
entsprechend drängende Vermittlungs-
praxis machen die Vorrangprüfung für
Arbeitgeber und Flüchtlinge zukünftig
unpassierbar.

Allerdings sind die Teilnehmer nicht der
Meinung, dass sie besser zu Hause hät-
ten bleiben sollen, weder auf ihre Hei-
mat bezogen, aus der sie flüchten und
ihre Existenz aufgeben mussten, noch
auf den leeren Alltag in Asylheim und
zugewiesenem Aufenthaltsort.

In der Flüchtlingssozialarbeit ist man
auch hier als BeraterIn meistens mit aku-
ten, existenziellen und hochkomplexen
Problemkonstellationen konfrontiert.
Trotz der täglichen Begegnungsmöglich-
keiten erforderte es viel Offenheit und
Aufmerksamkeit, von Problemen recht-
zeitig zu erfahren oder Wahrnehmungen
und Hinweise richtig einzuordnen. Es ist
eine regelrechte Gratwanderung, weder
überall problemerahnend Hilfe drängend
anzumahnen, noch durch die nach au-
ßen demonstrierte selbstsichere oder zu-
rückgezogene Haltung Betroffener Risi-
ken auch nicht zu ernst zu nehmen, weil
diese sie nicht wahrnehmen wollen oder
können. Hier bewährte sich die Zusam-
menarbeit mit den KollegInnen aus der
Weiterbildung in den jeweils ersten
sechs Monaten sehr. Uns geht es darum,
früh genug den Betroffenen Angebote
machen zu können (auch wiederholt),
ohne sie zu bedrängen oder zu bevor-
munden. Für eine intensive Einzelfallbe-
treuung bleibt im Projektalltag ohnehin
keine Zeit. Allerdings waren wir manch-
mal nicht in der Lage TeilnehmerInnen,

die schwer traumatisiert sind, scheinbar
in Menschenhandel verstrickt oder Frau-
en aus patriarchalen und problembelas-
teten Familien angemessene Hilfen und
Angebote zur Verfügung zu stellen. Das
wollen wir in EQUAL II ändern.

Sobald die TeilnehmerInnen in die sechs-
monatige externe Weiterbildung gehen
oder nach einem Jahr aus der Weiterbil-
dung ausscheiden, verliert sich der Kon-
takt weitestgehend. Um die Verbindung
aufrecht zu erhalten (z.B. der sinnvollen
Nachbetreuung wegen), biete ich in Ab-
ständen kulturelle Veranstaltungen oder
Rechtsseminare von allgemeinem Inter-
esse an (ZuwG, Hartz IV), die ziemlich
gut angenommen werden. Einige nutzen
die Möglichkeit, hier im Projekt wieder
anzuknüpfen und sich individuell bera-
ten zu lassen, um eine berufliche Per-
spektive oder persönliche Stabilisierung
weiter zu verfolgen.

Das politische Klima haben wir (bisher
;-)) nur punktuell und minimal beeinflus-
sen können. Wenn wir konkrete Unter-
stützung benötigten, bekamen wir sie
von einzelnen VertreterInnen der Partei-
en eigentlich problemlos. Wir betrieben
allerdings nur relativ wenig gezielte Lob-
byarbeit, dazu fehlten uns bisher schlicht
Zeit und Energie.

Die Auseinandersetzungen, um das be-
hördliche Weiterbildungsverbot für eini-
ge geduldete Flüchtlinge bzw. die Ver-
weigerung der “Reiseerlaubnis” für aus-
wärtige Projektinteressierte, führten
(bundesweit) zur Durchsetzung restrikti-
verer Vorgaben durch das Bundesinnen-
ministerium für EQUAL II. Das Bundesin-
nenministerium gibt nun die prioritäre
Rückkehroption in der Beratungs- und
Bildungsarbeit vor, verlangt das Unterlas-
sen von Integration der Flüchtlinge mit
ungesichertem Status in den deutschen
Arbeitsmarkt und insgesamt mehr Mit-
spracherecht der Ausländerbehörden bei
der Teilnehmerauswahl. Dieses aus-
schließlich konservativ & restriktive ord-
nungspolitische Hineinregieren in das ei-
gentlich innovativ gemeinte
EU-Programm ist sehr ärgerlich.

Mit Selbsthilfeorganisationen von Flücht-
lingen bzw. Exilorganisationen gab es
keine kontinuierliche Zusammenarbeit –
auch eine Aufgabe für EQUAL II.

Auf kommunaler Ebene ist es gelungen,
das langjährig bestehende Netzwerk für
die Integration von MigrantInnen auch
für die Belange der Asylsuchenden zu
öffnen.

Sylvia Hörner
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Neues EQUAL-Projekt gestartet: Arbeit und Bildung
International

Am 1. Januar 2005 hat die zweite För-
derphase der von der EU ins Leben geru-
fene Gemeinschaftsinitiative EQUAL be-
gonnen. Ziel von EQUAL ist es, Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen, Humanressourcen
zu entwickeln und die berufliche und so-
ziale Integration von benachteiligten
Gruppen zu fördern. Ein Themenbereich
widmet sich der Zielgruppe Asylbewerbe-
rInnen. Seit 2002 war der Flüchtlingsrat
Thüringen am Projekt “Berufliche Qualifi-
zierung von Flüchtlingen in Regelmaß-
nahmen” beteiligt, das bis 30. Juni 2005
laufen wird. Das neue Projekt trägt den
Titel “Arbeit und Bildung International”
und wird insgesamt von sieben verschie-
denen Einrichtungen, darunter der
Flüchtlingsrat selbst, das
DGB-Bildungswerk Thüringen, die jüdi-
sche Landesgemeinde und die Hand-
werkskammer Erfurt getragen.

Das Projekt verfolgt zwei Hauptziele:
Zum einen soll die Beschäftigungsfähig-
keit der teilnehmenden Asylsuchenden
und jüdischen Zuwanderer erhalten bzw.
aufgebaut werden. Durch berufliche
Qualifizierungsangebote soll die Teilhabe
am Arbeitsmarkt erleichtert werden. Da-
rüber hinaus versucht das Projekt auch,
die strukturellen Rahmenbedingungen
wie das fehlen eines dichten Beratungs-
netzes mit in den Blick zu nehmen und
zu verbessern.

Zum anderen sollen Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit in der Mehrheitsgesell-
schaft abgebaut und interkulturelle Kom-
petenz im Umgang mit MigrantInnen
aufgebaut werdenDie Durchführungs-
phase des Projekts “Arbeit und Leben In-
ternational” beginnt am 1. Juli 2005 und
dauert 30 Monate. Teilnehmen können
insgesamt 80 Personen in mehreren Kur-
sen; die Zielgruppe umfasst je zur Hälfte
Asylsuchende und jüdische Zuwanderer.
Beide Gruppen erhalten eine gemeinsa-
me berufliche Qualifizierung, die auch
die Vermittlung von Deutschkenntnissen
und kommunikativen Fähigkeiten bein-
haltet. Jugendlichen BewerberInnen wird
ein spezielles Angebot unterbreitet. Je
nach rechtlichen Möglichkeiten werden
die TeilnehmerInnen zertifizierte Teilaus-
bildungen abschließen. Erwachsene Be-
werberInnen sollen insbesondere bei der
Anerkennung von im Ausland erworbe-
nen Beruflichen Bildungsabschlüssen un-
terstützt werden.

Parallel dazu werden interkulturelle Wei-
terbildungsangebote für all diejenigen
unterbreitet, die mit der Integration von
MigrantInnen befasst sind. Das schließt
sowohl DozentInnen in der Bildungsar-
beit und Ausbilder in Betrieben als auch

Angestellte in Ämtern und Behörden ein.
Sie sollen für die Situation von Flüchtlin-
gen sensibilisiert und in ihrer Arbeit un-
terstützt werden. Unternehmen werden
bei einer interkulturellen Öffnung der Be-
triebe Hilfestellung erhalten. Mit Infor-
mationsveranstaltungen soll eine breite
Öffentlichkeit über die Situation von
Flüchtlingen und die Aktivitäten der EU
informiert werden.

Der Flüchtlingsrat Thüringen wird inner-
halb des Projekts für die psychosoziale
Betreuung und Beratung der teilnehmen-
den AsylbewerberInnen verantwortlich
sein. Diese sollen umfassend sowohl indi-
viduell als auch als Gruppe unterstützt
werden. Der Flüchtlingsrat versteht sich
dabei als parteilicher Vertreter innerhalb
des Projekts und wird die Teilnehmerin-
nen bei ihren Lern- und Arbeitsprozessen
begleiten. Darüber hinaus wird der
Flüchtlingsrat innerhalb des Projekts Mul-
tiplikatorInnenarbeit für Aktive in der Mi-
grationsarbeit anbieten, um die Thürin-
ger Beratungsstrukturen zu stabilisieren.
In der Flüchtlingsarbeit relevante Themen
wie Rechtsfragen, medizinische Versor-
gung, Umgang mit Traumatisierungen
oder geschlechtsspezifische Aspekte sol-
len dabei berücksichtigt werden.

Mehr Informationen zum Projekt “Arbeit
und Bildung International” bei Sylvia
Hörner unter: 0361/5504722.

Sylvia Hörner

Hartz IV und Flüchtlinge

Hier einige sehr empfehlenswerte
Internet-Adressen für alle, die sich
in ihrer Arbeit umfassend informie-
ren wollen:

www.arbeitnehmerkammer.de

(ALG II Rechner und sonstige aktuel-
le Infos)

www.osnabrueck.de/php/onli-
ne-rechner/alg2-eingabe.htm

(ALG II Rechner)

www.mieterbund.de

www.tacheles.de

(aktuelle Tips und Kommunikation
zu SGB II und SGB XII, interne
Dienstanweisungen der BAA)

www.fluechtlingsrat-berlin.de

(viele aktuelle Gesetze und Verord-
nungen zum runterladen)

Sylvia Hörner
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Unterstützen Sie den Flüchtlingsrat Thüringen e.V.!

� Ich/wir möchte(n) weitere Informationen und Einladungen zu den Treffen
des Offenen Flüchtlingsrates erhalten.

AUFNAHME-ANTRAG

� Ich/wir möchte(n)� ordentliches Mitglied /� förderndes Mitglied ohne
Stimmrecht des Flüchtlingsrates Thüringen e.V. werden.

Ich/wir verpflichten uns, einen Jahresbeitrag von DM ___________________ gemäß der Bei-
tragsregelung an den Verein zu entrichten. Jahresbeitrag 30 EUR für Einzelpersonen, 20 EUR
für Personen ohne Einkommen, 6 EUR für Asylbewerber/innen (bei Leistungen gemäß
AsylbLG), Jahresbeitrag 100 EUR für Organisationen (der Vorstand kann im Einzelfall Ausnah-
men genehmigen, ausgehend von einem Mindestbeitrag von 30 EUR pro Jahr)

Name, Vorname:

Organisation:

Straße, PLZ, Ort:

Telefon/Fax/E-Mail:

Ort, Datum Unterschrift

Internet für Flüchtlinge

Der Flüchtlingsrat und das
DGB-Bildungswerk bieten allen
Flüchtlingen an, das Internet
kennenzulernen und zu nutzen.

Internet for refugees

The Refugee Council and the
DGB Bildungswerk offer to all
refugees to learn to use the In-
ternet.

Wann/Time?
Jeden Dienstag/ervery
Tuesday 14.00 – 16.00

Wo/Where?
Büro des Flüchtlingsrates /
Office of the Refugee Council,
Erfurt, Warsbergstraße 1

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Thüringen

Die Anfrage der PDS nach der Anzahl,
der Art und dem Ort der Unterbringung
von unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingskindern in Thüringen wurde
kürzlich von der Landesregierung be-
antwortet:

� In Thüringen leben insgesamt 26 un-
begleitete minderjährige Flüchtlings-
kinder.

�Davon sind 9 unter 16 Jahre alt und
17 zwischen 16 und 18 Jahren alt.
Dies ist eine wichtige Unterschei-
dung, da Flüchtlinge ab 16 Jahren
das normale Asylverfahren durchlau-
fen müssen und darüber hinaus oft
keinen Amtsvormund mehr besitzen.

� 10 der Jugendlichen leben in Ge-
meinschaftsunterkünften oder Ein-
richtungen betreuten Wohnens in
Erfurt. Im Saale-Holzland- und im
Saale-Orla-Kreis leben jeweils 4 der
unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge. In der Stadt Gera wohnen 3
Flüchtlingskinder und in Eisenach le-
diglich eines.

�Nicht alle von ihnen verfügen über ei-
nen Vormund, der ihnen zur Seite
stehen kann. Für 8 der unter
16-jährigen besteht eine Amtsvor-
mundschaft und eine Einzelvormund-
schaft.

� Trotz höherem Alters stehen die über
16-jährigen unbegleiteten Flüchtlinge

häufiger unter Amtsvormundschaft:
15 von insgesamt 17 besitzen nach
wie vor einen Vormund durch das Ju-
gendamt. Zwei haben das Glück, ei-
nen zumeist privaten Einzelvormund
gefunden zu haben.

Johanna Karpenstein

Termine - Termine:

� 17. März, 17 Uhr, Erfurt, Wars-
bergstraße 1: Drei Monate Hartz
IV - Die Folgen für Flüchtlinge
und MigrantInnen

� 21. März, 15 Uhr, Erfurt, Anger:
Kundgebung der Initiative Lang-
jährig Geduldeter Flüchtlinge

� 20. April, 19 Uhr, Erfurt, Haus Da-
cheröden: Härtefallkommission
für Thüringen - Rettung für lang-
jährig geduldete Flüchtlinge?

Informationen zum Zu-
wanderungsgesetz

Informationen zum Zuwanderungs-
gesetz in deutsch, englisch, franzö-
sisch, russisch, türkisch, albanisch
und vietnamesisch sind erhältlich
bei:

www.fr-hessen.de

Bitte um Unterstützung:

Der Flüchtlingsrat wird sich
weiter mit der Situation der
ungleitenden minderjähri-

gen Flüchtlinge in Thüringen
beschäftigen. Wir bitten

alle, die Kontakte zu unbe-
gleiteten Flüchtlingskindern
haben oder etwas über ihre
Situation vorort wissen (Un-
terbringung, Vormundschaf-
ten, ...), uns zu informieren!


